Drucksache Nr. 99 


Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Fraktion der Bayernpartei 


betr.: Entnazifizierung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

1. sich unverzüglich mit den Regierungen der Länder ins Ein- 
vernehmen zu setzen, um zu erwirken, daß zum ehestmög- 
lichen Zeitpunkt durch eine in den Grundlagen überein- 
stimmende Gesetzgebung derselben 

a) die Rechtsnachteile, welche aus Anlaß, im Zuge und im 
Zusammenhang der sog. Entnazifizierung den in der 
Gruppe IV betroffenen Beamten, Angestellten und Ar- 
beitern des öffentlichen Dienstes zugefügt worden sind, 
beseitigt und die Rechte nach Maßgabe der Beamten- 
gesetze, Tarifverträge und Tarifordnungen wiederher- 
gestellt, 

b) die gegen die betroffenen Personen der Gruppe IV 
veranlaßten, über die allgemein gültigen Gesetzesbe- 
stimmungen hinausgehenden Rechtsnachteile, Unter- 
scheidungen und Beschränkungen aufgehoben werden, 

2. für den Fall, daß der Initiative der Bundesregierung der Er- 
folg versagt bleibt, alsbald eine Gesetzesvorlage einzubringen, 
durch welche die Rechtsverhältnisse der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter des öffentlichen Dienstes, welche aus Anlaß, im 
Zuge und im Zusammenhang der Entnazifizierung ausge- 
schieden sind und bisher nicht oder nicht in ihrer früheren 
Stellung entsprechend verwendet werden, gemäß Artikel 131 
des Grundgesetzes geregelt werden. 

Bonn, den 14. Oktober 1949 


Dr. Etzel, Dr. Seelos und Fraktion 



